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Was könnte ein Bundes-Heimvertragsgesetz leisten?

Ein legistischer Vorschlag zur Wiederbelebung gemeinsamer Aktivitäten von Bund und Ländern im Bereich der Alten- und Pflegebetreuung
von 

Heinz Barta und Michael Ganner

Institut für Zivilrecht an der Universität Innsbruck

„Wir dürfen eben nie vergessen, daß die Zukunft zwar gewiß nicht in unsere Hand gegeben ist, daß sie aber ebenso gewiß doch auch nicht ganz außerhalb unserer Macht steht; so werden wir uns weder darauf verlassen, daß eintritt, was wir erwarten, noch werden wir verzweifeln, als könne es überhaupt nicht eintreten.“

Epikur, Briefe an Menoikeus
1. Worum geht es?

Die Kompetenzfrage als zentrales Problem einer künftigen Lösung

Das zentrale Ergebnis des von uns in den Jahren 1997 und 1998 durchgeführten Forschungsförderungsfonds-Projekts
 bestand im Vorschlag eines Bundes-Heimvertragsgesetzes (B-HeimVG). Ein solches Gesetz könnte uE die festgefahrene politische Situation im Bereich heimvertraglicher und heimgesetzlicher Fragen wiederbeleben und die Chance eines abgestimmten legistischen Miteinanders von Bund und Ländern wahren. Dies erscheint auch deshalb nötig, weil trotz des VfGH-Erk 1992 (VfSlg 13.237), mit dem für die Errichtung und den Betrieb von Pflegeheimen die Kompetenz der Länder festgestellt wurde, eine Reihe von Bundesländern untätig und darüber hinaus die als künftige Kooperationsbasis zwischen Bund und Ländern gedachte Art. 15a B-VG-Vereinbarung (BGBl 866/93) weitgehend totes Recht geblieben ist. – Natürlich glauben auch wir nicht, daß ein formaler Gesetzesbeschluß allein die festgefahrene Situation von selbst lösen wird – das wäre naiv. Aber gemeinsame Aktivitäten zwischen Bund und Ländern und den politischen Parteien böten die Chance, eine inhaltliche Annäherung und wenigstens partielle Übereinstimmung der Interessen zum Wohle alter Menschen, für das angeblich alle politischen Couleurs eintreten, zu erreichen.

Der idF gemachte Vorschlag geht bewußt von der geltenden Rechtslage aus und ist bestrebt, innerhalb des geltenden rechtlichen Rahmens eine Lösung anzubieten. Es erschiene uns nicht zielführend, die Änderung der verfassungsrechtlich bestehenden Kompetenzlage vom Gesetzgeber zu fordern. Natürlich haben auch wir daran gedacht, daß es wünschenswert wäre, die bestehende Kompetenzlage
 in Richtung Art. 12 B-VG, dh  einer Bundes-Grundsatz- und Länder-Ausführungsgesetzgebung, zu ändern. Wir waren aber der Meinung, daß wir nicht auf ein Tätigwerden des (Verfassungs)Gesetzgebers warten sollten, um die anstehenden dringlichen Probleme der Rechtsbeziehung zwischen HeimbewohnerInnen und Heimträgern einer angemessenen Regelung zuzuführen. Sollte die gemeinsame Arbeit an einem B-HeimVG tatsächlich zur Bereitschaft von Bund und Ländern für eine neue Kompetenzfestlegung führen, besteht dazu immer noch die Möglichkeit.

Wie in unserem Forschungsprojekt mehrfach ausgeführt, läßt uE die bestehende verfassungsrechtliche Kompetenzlage durchaus Raum für eine bundeseinheitliche gesetzliche Lösung der zentralen Rechtsbeziehung zwischen HeimbewohnerInnen und Heimträger. Es sollte aber uE darüber hinaus ein gemeinsames Anliegen der Länder und des Bundes werden, eine solche gemeinsame Lösung über Ländergrenzen hinweg zum Wohle alter Menschen zustande zu bringen.

Natürlich könnte man sich kompetenzrechtlich seit dem VfGH-Erk auch auf den Standpunkt stellen, daß mit dem Kompetenzzuspruch in Bezug auf die „Errichtung und den Betrieb von Pflegeheimen“ auch die Kompetenz für damit in Verbindung stehende zivilrechtliche Regelungen verbunden wäre. Ein solcher Standpunkt bewertet jedoch das derzeitige Verhältnis zwischen Bund und Ländern sowie die nötige Zusammenarbeit nicht ausreichend. Dazu kommt, daß das von uns vorgeschlagene B-HeimVG über einheitliche Heimvertrags-Standards (auf der Grundlage konsumentschutzrechtlicher Überlegungen) hinaus auch den wichtigen Schutz von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen anstrebt und auch die Mitwirkung und Vertretung der Interessen alter Menschen in den Heimen auf eine neue Basis stellen will. Die vorgeschlagene bundesgesetzliche Vertragslösung will auch aus sich heraus klarstellen, daß die Vertragspartner des Heimvertrags (HeimbewohnerInnen und Heimträger) gleichberechtigte Partner sind, was die immer noch weit verbreitete tatsächliche und/oder rechtliche Über- und Unterordnung ablösen soll. Die Vertragslösung hätte auch langfristig positive Auswirkungen für die Heimträger und das in Heimen tätige Personal, zumal der gegenwärtige Zustand rechtlicher Unsicherheit nicht wünschenswert ist.
 Der Heimvertrag, der zudem in vielen Bundesländern derzeit nicht der rechtliche Regelfall ist – selbst wenn die jeweilige rechtliche Regelung eines Bundeslandes dies vorsieht –, würde auch zu einer schrittweisen Vereinheitlichung und Klarstellung der Entgeltkomponenten bei den Heimkosten und damit zu größerer Kostenwahrheit und -klarheit führen. Gerade dieser Punkt wird aber voraussehbar zu mancher Friktion und vielleicht auch Unwilligkeit bei Heimträgern führen, zumal es bisher nicht überall üblich war, Heimentgelte nachvollziehbar aufzuschlüsseln und betriebswirtschaftlich zu kalkulieren.

Zusammenhänge zwischen Pflegegeld und Heimrecht

Unser Eingehen auf eine bundeseinheitliche Regelung des Heimvertrags bedeutet nicht, daß wir meinen, die Heimaufnahme solle künftig eine vorrangige Stellung bei der Betreuung alter und pflegebedürftiger Menschen haben. Wir meinen vielmehr, daß es vorrangiges politisches Ziel bleiben muß, alten Menschen den Verbleib in ihrer vertrauten (Wohn)Umgebung zu ermöglichen. Die uE politisch sehr beachtliche Leistung des Pflegegeldes seit 1993 hat erfreulicherweise dazu geführt, daß viele alte Menschen, die früher ihren Lebensabend in Heimen verbringen mußten, sich nunmehr die nötige Betreuung selber und gemeinsam mit ihren Angehörigen in der vertrauten Wohnumgebung organisieren können. Diese Entwicklung könnte dazu führen, daß künftig der Ausbau von Heimen nicht in jenem Umfang erfolgen muß, wie er nach den Bevölkerungsprognosen sonst vorzunehmen wäre. Eine derartige Entwicklung deutet sich an. Das birgt insgesamt auch ein beachtliches finanzielles Einsparungspotential, das bei angemessener Weiterentwicklung und Verbesserung des Pflegegeld- und Heimsystems noch deutlich erhöht werden könnte.
 

Heime der Zukunft als moderne Serviceeinrichtungen und Drehscheiben zwischen stationärer und ambulanter Betreuung

Dennoch wird die Unterbringung in einer stationären Einrichtung für viele alte Menschen nach wie vor von existentieller Bedeutung bleiben und ein Nachdenken über Verbesserungsmöglichkeiten der Rechtsbeziehung Heimbewohner – Heimträger erscheint deshalb nicht überflüssig. Ein aus Effizienz- und Ersparnisgründen mögliches Zurückdrängen der Heimunterbringung setzt aber uE auch voraus, daß Heime zu modernen Serviceeinrichtungen für alte Menschen weiterentwickelt werden, deren Kompetenz weit über die Heimaufnahme und Pflege der Bewohner hinausreicht. Ein modernes Heimkonzept hätte – um es kurz zu sagen – fließende Übergänge zwischen stationären und ambulanten Dienstleistungen für alte Menschen zu umfassen. Es sollte künftig möglich sein, daß Heime auch für alte Menschen, die noch zu Hause leben, verstärkt, wenn auch nur vorübergehend, Dienstleistungen erbringen. Zu denken ist hier ebenso an Kurzzeitpflege (zB bei einer schwereren Grippe oder einem Beinbruch oder während des Urlaubs Angehöriger), wie die Möglichkeit, im Heim regelmäßig oder doch zeitweise zu essen, ärztliche und therapeutische Behandlungen in Anspruch zu nehmen oder an Veranstaltungen etc des Heims (Kulturveranstaltungen, Ausflüge usw) teilnehmen zu können. Dadurch könnte auch erreicht werden, daß sich alte Menschen an die später allenfalls nötige Heimaufnahme allmählich gewöhnen und damit jene psychischen Schockwirkungen verhindert werden können, die heute oft beim Umzug von Zuhause in eine stationäre Einrichtung festgestellt werden können. Dabei gilt es an folgende Fakten zu erinnern:

( Die Heimaufnahme erfolgt zur Zeit idR sehr spät; beim Heimeintritt liegt das Durchschnittsalter deutlich über 80 Jahren und die durchschnittliche Pflegebedürftigkeit bei Pflegestufe 4.

( Das hat zur Folge, daß sich alte Menschen an ihre neue Umgebung oft nicht mehr gewöhnen können, was sich daran zeigt, daß die Mortalitätsrate der in eine stationäre Einrichtung aufgenommenen schweren Pflegefälle in den ersten Monaten sehr hoch ist.

Das muß nicht so bleiben und wir sollten unser gesellschaftliches Bemühen daran setzen, dies im Rahmen unserer Möglichkeiten zu verbessern, dh diese Rahmenbedingungen menschlicher zu gestalten.

Abbau stationärer Großstrukturen

Darüber hinaus sollte die grundsätzliche Möglichkeit überdacht werden, stationäre Großstrukturen wo immer möglich abzubauen und an deren Stelle kleinere Pflege- und Unterbringungseinheiten zu errichten. Das kann in der Form betreuten Wohnens in Miet- oder Eigentumswohnungen (die beispielsweise wohnbauförderungsgesetzlich als Altenwohnungen auf verschiedene Weise gefördert werden könnten) oder – wie in Dänemark – als Seniorenwohnungen erfolgen.
 Bei diesen Seniorenwohnungen handelt es sich um selbständige behindertengerechte Wohnungen mit zwei Zimmern, Küche und Bad, sodaß diese auch für (Ehe)Paare geeignet sind. Zweifellos werden die Errichtungskosten pro Bewohner um einiges höher liegen als bei den gegenwärtigen österreichischen Heimen; allerdings ist zu berücksichtigen, daß bei den Gesamtkosten einer stationären Pflegeeinrichtung die Personalkosten ca. 80 % betragen und die Sachkosten, die auch die Errichtung umfassen, nur ca. 20 % ausmachen. Daher würde der sukzessive Umstieg auf kleinere Einheiten keine unzumutbare finanzielle Mehrbelastung mit sich bringen. Die Wirtschaftlichkeit der Betreuung kann ua dadurch gesichert werden, daß derartige Wohnungen immer zu mehreren geplant und gebaut werden; Senioren-cluster. Pflegepersonal und überhaupt Dienstleistungen könnten so rationell eingesetzt werden. Dies böte – wie erwähnt – auch die Möglichkeit zur Förderung durch die Landes-Wohnbauförderung.

2. Zur Grundidee eines Bundes-Heimvertragsgesetzes

Zusammenwirken von Bundes-Heimvertragsgesetz und den Landesheimgesetzen

Das vorgeschlagene Bundes-Heimvertragsgesetz steht nicht im Gegensatz zum Erlaß von Landes-Heimgesetzen, sondern stellt eine notwendige Ergänzung dieser dar. Das Zusammenspiel hätte so zu erfolgen, daß die Verträge in den Landesheimen nach den (konsumentenschutzrechtlich orientierten) gesetzlichen Rahmenbedingungen/Regelungen des Bundes-Heimvertragsgesetzes abzuschließen wären, wodurch hohe und einheitliche Bundesstandards geschaffen und gesichert werden könnten. – Dazu kommt die „Garantie“ des Schutzes von Persönlichkeits- und Mitwirkungsrechten im Heim.

Der Heimvertrag als egalitäre Beziehung gleichberechtigter Partner

Der Heimvertrag regelt, das sollte für die Zukunft gesetzlich – und zwar bundesgesetzlich – klargestellt werden, die privatrechtliche, also egalitäre Beziehung zwischen dem (künftigen) Heimbewohner und dem jeweiligen Heimträger. Das ist eine sehr einfache, aber doch grundsätzliche Feststellung. Eine konsequente vertragsrechtliche Beziehung zwischen HeimbewohnerInnen und Heimträger soll künftig die in diesem Bereich immer noch anzutreffende antiquierte Über- und Unterordnung ablösen, zumal ein solches Verständnis längst nicht mehr modernen gesellschaftlichen (und insbesondere auch nicht rechtlichen) Anforderungen entspricht. Es gehört – wie wir alle wissen – zum Schwierigsten in der Wissenschaft, komplexe Situationen und Probleme auf einfache Aussagen zu reduzieren. Gelingt dies, bestehen Chancen für eine problem- und damit realitätsgerechte politische Umsetzung. Das gilt auch für das hier behandelte Thema, dessen unbefriedigende gegenwärtige Lösung zum Nachdenken zwang.

3. Häufiges Fehlen einer (speziellen) Rechtsgrundlage für den Heimvertrag

Wenn es um das Aushandeln von Heimverträgen geht, ist die Ausgangssituation derzeit die, daß es in vielen Ländern gar keine speziellen gesetzlichen Grundlagen gibt; zB in Tirol, Vorarlberg, Wien oder Niederösterreich. Das heißt, daß die konkreten Vertragsverhandlungen, sofern man von solchen überhaupt sprechen kann, sich in einem sehr weiten und allgemeinen gesetzlichen Rahmen bewegen, der auf der einen Seite von den Grundrechtsbestimmungen des Verfassungsrechts, auf der anderen Seite den allgemeinen zivilrechtlichen Normen des bürgerlichen Rechts und schließlich vom Strafgesetzbuch (StGB) gebildet wird. Den am Vertragsschluß Beteiligten sind diese Bereiche aber entweder völlig unbekannt oder es bestehen nur sehr vage Vorstellungen. Erschwerend kommt hinzu, daß – wie oben angeführt – die Kompetenzlage zu Verunsicherungen geführt hat und auch die verhandelnden Heimträger sich gerne hinter dieser Unsicherheit verstecken: Ist das, was wir tun privat- oder öffentlichrechtlich/verwaltungsrechtlich determiniert? Auf der anderen Seite gibt es in den Ländern entweder Landes-Heimgesetze oder Landes-Heimverordnungen (in Ausführung des jeweiligen SHG), die zwar heimvertragsrelevante Regelungen enthalten, aber in der Praxis oft nicht die geringste Rolle spielen. So haben uns mehrere Sachwalter in Oberösterreich glaubhaft versichert, daß Ihnen, obwohl die OÖ Alten- und Pflegeheimverordnung ausdrücklich den Abschluß eines Heimvertrags verlangt, noch nie ein Heimvertrag zu Gesicht gekommen sei. Das oberösterreichische Beispiel ist nicht das einzige. – Das zeigt gerade für diesen sensiblen Bereich, daß auch hier die alte Faustregel gilt: Das „law in the books“ entspricht oft nicht dem gelebten Recht, dem „law in action“. – Es ist unschwer zu erraten, auf wessen Kosten diese weitverbreitete Rechtsunsicherheit geht. Es ist daher dringend zu fordern, daß für den Bereich der Heimunterbringung und möglichst auch die mobilen Hilfsdienste endlich klare vertragliche und zudem konsumentenschutzrechtliche Bezüge hergestellt werden.
 Übrigens: Gesetzliche Grundlagen für die mobilen Hilfsdienste könnten in den Landesheim- und dem B-HeimVG geschaffen werden, was standardisierend wirken würde.

4. Heimverträge als Problem des Konsumentenschutzes und der Schutznorm des § 21 ABGB

Es existieren bereits jetzt verschiedene Normen, die den Schutz alter Menschen – wenn auch unspezifisch – vorsehen. So gehört § 21 ABGB zum ältesten Rechtsbestand den wir in Österreich haben. Seine Wurzeln reichen über 200 Jahre zurück. In den konkreten Vertragsverhandlungen spielt diese Norm aber überhaupt keine Rolle und die Verhandlungspartner alter Menschen, im Normalfall Heimträger, sind sich ihrer diesbezüglichen gesetzlichen Pflichten nicht bewußt; nämlich der rechtspolitischen Feststellung des Gesetzgebers, daß Menschen, die ihre Angelegenheiten nicht (mehr voll) selbst besorgen können, unter dem besonderen Schutz der Gesetze stehen (§ 21 ABGB). Mag auch in der heutigen Fassung dieser Norm die Erwähnung alter Menschen nicht mehr vorkommen, wie dies noch in Martinis Entwurf (1796) und dem (West)Galizischen Gesetzbuch/(W)GGB der Fall war, so besteht dennoch inhaltliche Klarheit darüber, daß dieser Personenkreis noch unter diese Norm fällt. § 21 ABGB verpflichtet daher auch den heutigen Gesetzgeber zu kompensatorischen konsumentenschutzrechtlichen Regelungen für den Bereich der Alten- und Pflegebetreuung, weil diese Norm keineswegs so zu verstehen ist, daß sich der besondere Schutz der Gesetze nur auf die konkrete Rechtsanwendung bezieht. Vielmehr ist darin eine legistische Grundsatzentscheidung mit Selbstbindung für den Gesetzgeber zu erblicken. Es erscheint daher wichtig, diesen Zusammenhang zwischen § 21 ABGB und generellen gesetzlichen Schutzmaßnahmen für diese Personengruppe durch eine Art Konsumentenschutz für alte Menschen deutlich zu machen.

5. Rechtsunsicherheit bezüglich des Vertragsschlusses und des Vertragsinhalts

Rechtstatsachen rund um den „Vertragsschluß“

Die geschilderte Rechtslage erzeugt häufig Zweifel, ob überhaupt ein Vertrag geschlossen wurde und geschlossen werden kann und welchen Inhalt Heimverträge haben sollen. Deshalb ist es an der Tagesordnung, daß auch die zentralen Leistungsinhalte von Heimverträgen, nämlich die Pflege- und Betreuungsleistungen auf der einen und die Entgeltskomponente auf der anderen Seite unbestimmt bleiben und im Regelfall, ohne hinterfragt zu werden, der ausschließlichen Festsetzung durch den Heimträger überlassen sind. Bei allem Verständnis für die Anliegen der Heimträger, kann das nicht so bleiben. 

In Bezug auf die Entgeltbestimmung fehlt es oft an den Mindestvoraussetzungen einer anständigen Kommunikation, geschweige denn an rechtlich geordneten Abläufen. Alte Menschen werden von Heimentgelterhöhungen oft nicht einmal im vorhinein verständigt, sondern vor vollendete Tatsachen gestellt. Ganz abgesehen davon, daß der Zeitpunkt der Erhöhung häufig „einseitig“ bestimmt wird. Eine Entgeltbestimmungstransparenz der Heimträger fehlt meist völlig. Selbst im Fall des Abschlusses schriftlicher Heimverträge sucht man sich oft nur die Rosinen privatrechtlicher Lösungen heraus, negiert aber auch nur Mindestanforderungen privatrechtlicher Art an sich selber. Privatrechtliche Äquivalenz bedeutet etwas anderes. 

In diesem Zusammenhang spielt daher die Vertragstypisierung der verschiedenen Arten von Heimverträgen wie wir sie in wobl 1998, 93 vorgenommen haben, eine wichtige Rolle. Es ist an der Zeit, daß sich der Gesetzgeber auch Gedanken über den Typus des Alten- und Pflegeheimvertrags macht, zumal sich auch die Judikatur außerstande gezeigt hat, hier akzeptable Rahmenbedingungen zu schaffen. Nur eine bundesweite Regelung vermag aber in dieser Frage vernünftige Ergebnisse zu garantieren.

Beispiele derzeitig bestehender Rechtsunsicherheit 

Große Unsicherheit besteht bspw auch für Standardprobleme des Zusammenspiels von Pflegebedürftigen, Heimträgern und Ärzten im Rahmen einer notwendig gewordenen ärztlichen Behandlung. Weit verbreitet ist – immer noch – die Meinung, daß zB über eine Einlieferung in eine Krankenanstalt entweder der Arzt oder der Heimträger zu entscheiden haben. Das Selbstbestimmungsrecht für die Inanspruchnahme ärztlicher Leistungen durch Pflegebedürftige spielt in der Praxis eine untergeordnete Rolle. Ein künftiges Bundes-Heimvertragsgesetz hätte auch derartige Standardfragen grundsätzlich zu regeln, was auch insofern wichtig erscheint, weil dadurch eine häufig auch bei Heimträgern bestehende Rechtsunsicherheit beseitigt werden kann. 

Zu nennen ist hier auch der zentrale Bereich der Entgeltbestimmung im Heimvertrag, der immer wieder für Rechtsunsicherheit und unausgewogene Lösungen sorgt; dazu Pkt 8 g (Entgeltbestimmung). – Im Zusammenhang mit der Entgeltproblematik bereitet auch die Anpassung des Heimentgelts an Kostenänderungen regelmäßig Probleme, insbesondere wenn HeimbewohnerInnen aus Krankheits- oder anderen Gründen sich zeitweise nicht im Heim aufhalten und daher die Dienstleistungen des Heims nicht in Anspruch nehmen. Die finanziellen Anrechnungen bei Abwesenheit sind oft mehr als dürftig, wenngleich nicht zu übersehen ist, daß gewisse Fixkosten des Heimes auch in solchen Fällen weiterlaufen; insbesondere muß der Personalstand gehalten werden. Die Regelungen sind österreichweit sehr unterschiedlich und reichen vom vollständigen Entfall bis zur vollständigen Weiterbezahlung der Heimkosten.
 Dabei müssen in den meisten Fällen auch die nicht in Anspruch genommenen Pflegeleistungen weiterbezahlt werden, obwohl bei einem Krankenhausaufenthalt das Pflegegeld ruht. Bei Selbstzahlern führt das zu einer beträchtlichen finanziellen Zusatzbelastung, bei Sozialhilfeempfängern zu höheren Zahlungen durch den Sozialhilfeträger.

Ein anderes Beispiel betrifft das für die Rechtsbeziehung Heimträger – Heimbewohner wichtige Kündigungsrecht, das unbedingt, über die unzureichenden judikativen Ansätze hinaus, gesetzlich geregelt werden muß, zumal es sich dabei um Existenzfragen von Heimbewohnern handelt.
 

Erwähnt werden soll auch noch die untragbare Praxis im Rahmen von Heimvertragsabschlüssen, nach der VertragspartnerInnen auch nur die Einsichtnahme in die Heimordnung, auf die im Heimvertrag häufig verwiesen wird, verwehrt wird. Diese verbreitete Praxis widerspricht allen Grundsätzen, die im Zusammenhang des Vertragsschlusses unter Zugrundelegung Allgemeiner Geschäftsbedingungen entwickelt wurden. 

Auch die „Sprache“, dh die sprachliche Fassung von Heimverträgen nimmt häufig zuwenig Rücksicht auf das (Rechts)Verständnis alter Menschen. Zentraler Sinn von Verträgen ist es aber, die – wie immer gelagerten – Interessen beider Vertragsparteien zu regeln und nicht nur Haftungsängste und organisatorische Wünsche von Heimträgern vertragsgestalterisch festzuschreiben. 

Eine bundeseinheitliche Lösung entspräche auch in diesen Punkten der zweifellos bestehenden einheitlichen Interessenlage alter Menschen und ihren Problemen. Übrigens wird auch die Mobilität alter Menschen künftig nicht geringer werden, was ebenfalls für den Abbau gesetzlicher Länderschranken spricht.

6. Zum Verhältnis von allgemeinem und Sonderprivatrecht

Klargestellt werden soll noch einmal, daß es sich bei unserem Vorschlag um ein Bundes-Heimvertrags- und nicht ein Bundes-Heimgesetz handelt.

Die Zivilrechtskompetenz des Bundes für das Erlassen von Vorschriften über den bundeseinheitlichen Abschluß von Alten- und Pflegeheimverträgen steht außer Streit. Ein solcher Vorschlag läuft auf die wichtige Einpassung von Alten- und Pflegeheimverträgen in das allgemeine Zivilrecht und allenfalls einige neu zu schaffende Regeln hinaus. – Sonderprivatrecht zu schaffen erscheint nur vertretbar, wenn die neu zu schaffende Regelung den Rahmen des allgemeinen Privatrechts klar überschreitet. Wenn möglich sollte daher legistisch stets beim allgemeinen Privatrecht angesetzt werden. In unserem Fall stünden grundsätzlich beide Wege offen. Aus den in der Folge genannten Gründen wird aber dennoch dafür plädiert, eine sonderprivatrechtliche Regelung – eben ein Bundes-Heimvertragsgesetz – zu schaffen. Ginge es bloß um ein vertragstypisierendes Erfassen von Alten- und Pflegeheimverträgen und deren Beendigung, könnte eine solche Regelung durchaus auch im ABGB erfolgen, zumal eine solch aktualisierende Novellierung eine Aufwertung des ABGB bedeutete.
 In unserem Fall geht es aber darüber hinaus um weitere legistisch relevante Fragenbereiche, die gegen eine solche Vorgangsweise sprechen. Geregelt werden sollen nämlich künftig auch die wichtigen Fragen des privatrechtlichen Persönlichkeitsrechtsschutzes alter Menschen
 sowie die praktisch äußerst wichtige, aber heikle Frage der Entgeltvereinbarung zwischen den Partnern von Alten- und Pflegeheimverträgen. Dazu sollten Bestimmungen geschaffen werden, die das Heim künftig zur Drehscheibe zwischen stationärer und ambulanter Betreuung für alte Menschen machen. Schließlich hätte eine solche Regelung auch noch den Gedanken der Mitbestimmung/Partizipation alter Menschen in stationären Einrichtungen angemessen zu regeln. – Alle diese Vorschriften sollten zwar so kurz wie möglich gefaßt werden, aber der Regelungsumfang ließe sich dennoch kaum im ABGB oder auch nur dem KSchG vertretbar lösen. Daher schlagen wir ein eigenes Bundes-Heimvertragsgesetz vor, in dem auch – im oben erwähnten Sinne – die notwendigen konsumentenschutzrechtlichen Bezüge berücksichtigt werden müßten.

7. Allgemeines zum Inhalt eines künftigen Bundes-Heimvertragsgesetzes: Versuch einer Punktation

Das vorgeschlagene Gesetz könnte folgende Regelungsbereiche umfassen, wobei betont werden soll, daß das B-HeimVG sich auch des Instruments der Ausführungsverordnung bedienen könnte und sollte, um Detailregelungen nicht selbst treffen zu müssen. So wäre es zB sinnvoll in Ausführung des Gesetzes in einer Heimvertragsentgeltverordnung die Einzelheiten dieses Problembereichs zu präzisieren. Ähnliches gilt für Pflege- und Betreuungsleistungen, Verpflegung oder Unterkunft und die Wohnraumüberlassung.

( Präambel zum B-HeimVG über die besondere Bedeutung eines zivilrechtlichen Schutzes und einer konsumentenschutzrechtlichen Berücksichtigung alter Menschen

Das vorgeschlagene Gesetz könnte in einer präambelhaften Einleitung auf die besondere Bedeutung einer angemessenen zivil- und konsumentenschutzrechtlichen Regelung für alte Menschen hinweisen und dies in den Kontext des funktional immer noch wichtigen § 21 ABGB stellen, der einen letzten Rest des von Karl Anton von Martini vertretenen sozialen Privatrechtsdenkens darstellt.

Die Rechte alter Menschen in Heimen werden zwar immer wieder befürwortet und eingefordert; tatsächlich steht es jedoch schlecht um die Rechtsstellung alter Menschen in Heimen; und zwar sowohl um ihre Rechte als Vertragspartner (zB Entgeltbestimmung, -anpassung oder Kündigung), als auch um den Schutz der Persönlichkeitsrechte alter Menschen, deren Ergänzung durch die Grundrechte künftig sichergestellt werden muß, derzeit aber nicht garantiert erscheint. – Ein B-HeimVG machte es sich zur Aufgabe, diese Defizite zu beheben und alte Menschen in Heimen sowohl als Vertragspartner und Konsumenten ernst zu nehmen, als auch ihre Persönlichkeits- und Mitbestimmungsrechte zu garantieren. Darüber hinaus vermag dieses Gesetz auch die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß Heime künftig zu einer modernen Dienstleistungseinrichtung für alte Menschen werden. Dabei soll die stationäre Heimbetreuung mit Aufgaben der ambulanten und teilstationären Vorsorge verbunden werden. – Der Heimvertrag stellt das Herzstück der Rechtsbeziehung zwischen HeimbewohnerInnen und Heimträger dar, was seine gesetzliche Fundierung nahelegt, zumal derzeit circa 65.000 alte Menschen von dieser Problematik betroffen sind.

( Aussagen über den Rechtstypus des Alten- und Pflegeheimvertrags

Das Gesetz will sowohl den Altenheimwohn-, als auch den Altenheimpflegevertrag regeln. Der Typus ist bisher als ganzer ungeregelt, wurde aber im einzigen OGH-Urteil, das es bisher zu diesem Themenbereich gibt, zutreffend als Mischvertrag qualifiziert, ohne dabei näher auf dessen Typenelemente einzugehen. Wir haben in wobl 1998, 93 (Zur Auflösung des Altenheimvertrags durch den Heimträger) vorgeschlagen, grundsätzlich zwei Altenheimvertragstypen zu unterscheiden:

( den Altenheimwohn- und den

( den Altenheimpflegevertrag.

Beide Typen sind entgeltliche Mischverträge, unterscheiden sich aber dadurch, daß der erste Typus wesentlich stärker als der zweite ein Mietvertragselement enthält, während beim zweiten Typus klar der Werkvertrag dominiert und daher im Wege der Absorption die anderen Typenelemente aufsaugt. Die Frage des Vertragstypus ist gerade hier nicht nebensächlicher Natur, weil insbesondere der Werkvertrag es ermöglicht, klare und handhabbare Betreuungsstandards zu entwickeln, die idF als Entgeltkomponenten der Entgeltbestimmung zugrunde gelegt werden können. Die gegenwärtige Lage ermangelt dieser wichtigen Klarstellungen.

( Die inhaltlichen Regelungen eines künftigen Musterheimvertrags werden im folgenden Pkt 8. behandelt.
8. Inhaltliche Fixpunkte einer künftigen gesetzlichen Regelung des Heimvertrags

An die Spitze einer inhaltlichen Regelung zu stellen wäre die Forderung, daß der Heimvertrag dem Schriftlichkeitsgebot unterstellt wird. Dies obwohl Formfreiheit für das österreichische bürgerliche Recht seit 200 Jahren
 charakteristisch ist. Der Schutzgesetzcharakter des vorgeschlagenen B-HeimVG verlangt dies, wobei einfache Schriftform genügen und das Nichteinhalten des Formgebots nicht zur Nichtigkeit des Vertrags führen soll. Eine solche – sanftere – Sanktionierung kennt unsere Rechtsordnung auch in anderen Schutzgesetzen, beispielsweise dem KSchG in Bezug auf den sog Ratenbrief. Selbstverständlich sollte aber ein Anspruch von HeimbewohnerInnen bestehen, eine schriftliche Vertragsausfertigung verlangen zu können. Sanktioniert werden sollte das Nichteinhalten dieser Vorschrift durch eine angemessene Verwaltungsstrafe.

Das B-HeimVG als Schutzgesetz erstellt einen verbindlichen Rahmen für künftige Heimvertragsgestaltungen in Form eines Musterheimvertrags. Dabei soll dieser vorgegebene gesetzliche Rahmen durchaus Raum für künftige regionale Sonderregelungen lassen und bloß Mindeststandards festschreiben.

Die derzeitige Vielfalt verwendeter rechtlicher Regelungen zwischen HeimbewohnerInnen und Heimträgern läßt einen klaren Aufbau eines künftigen Musterheimvertrags als wünschenswert erscheinen.

Heimverträge sollten auch jeweils geschlechtsbezogen – also unterschiedlich für Männer und Frauen (eigene Formulare) – abgefaßt werden. Dazu kommt eine eigene Vertragstextierung für (Ehe)Paare. Dieser Aufwand erscheint uns vertretbar.

a) Der erste Teil des Heimvertrags soll:

( die Vertragspartner benennen,

( die Vertragsdauer (auf bestimmte oder unbestimmte Zeit) festlegen und schließlich

( einige allgemeine Festlegungen für die künftige Vertragsbeziehung treffen, nämlich:

– das grundsätzliche Festlegen der vertraglichen Hauptpflichten der Vertragspartner für die vereinbarte Vertragsdauer, also das von HeimbewohnerInnen zu bezahlende Entgelt und die von Heimträgern konkret zu erbringenden Leistungen, wobei diese Hauptleistungspflichten im jeweiligen Vertrag näher ausgeführt werden sollen;

– den Hinweis enthalten, daß Änderungen des Vertrags (Ergänzungen oder Nebenabreden) eine neue schriftliche Vereinbarung zwischen den Partnern voraussetzen und nicht einseitig getroffen werden können;

– schließlich eine klare Zuständigkeitsregelung enthalten: zB >als Gerichtsstand wird jenes sachlich zuständige Gericht vereinbart, in dessen Sprengel das Heim liegt<.

b) Der zweite Teil des Heimvertrags regelt:

( detailliert die beiderseitigen Hauptleistungen der Vertragspartner (Leistungen des Heimträgers und Entgelt des Bewohners);

( Die einzelnen Teilleistungen des Heimträgers sind übersichtlich und verständlich aufzuschlüsseln und die entsprechenden Entgeltrichtsätze sind jeweils anzuführen. Das betrifft insbesondere das Zurverfügungstellen von Räumlichkeiten, die Verpflegung und allfällige Pflegeleistungen, die in besonderer Weise individuell zu gestalten sind. Dazu kommen bspw Wäschereinigung und besondere medizinische Leistungen sowie allfällige sonstige Zusatzleistungen.

Grundsätzlich sollte für die idF behandelten unterschiedlichen Leistungen eine möglichst optimale Leistungsanpassungspflicht statuiert werden, zumal bei alten Menschen der Pflege- und Betreuungsaufwand ebenso wechseln wird, wie die medizinische Versorgung; vgl dazu auch die Ausführungen zur Entgeltbestimmung (Pkt 8 g).

c) Unterkunft/Wohnraumüberlassung

( Beschreibung der Lage und Ausstattung der Räume (Naßzellen etc);

( Übernahmsprotokoll der Einrichtungsgegenstände sowie des von HeimbewohnerInnen eingebrachten Mobiliars;

( Heimbewohner erhalten für ihre Wohneinheit zB 2 Schlüssel, für deren Rückstellung eine angemessene Kaution vereinbart werden kann. 

( Eine Wohnraumüberlassung an dritte Personen oder die Aufnahme Dritter in die Wohneinheit bedarf der Zustimmung der Heimleitung.

( Strom-, Wasser-, Heizungskosten, Verwaltungskosten;

( Instandhaltungskosten der Räumlichkeiten;

( Reinigungskosten (zB Grundreinigung monatlich, Bad und Toilette wöchentlich, Wechsel der Bettwäsche 14-tägig, Wäscheversorgung
);

( Telefonanschluß (möglichst Direktverrechnung mit Telefongesellschaft);

( Notrufanlage, Zurverfügungstellen von Radio und Fernseher etc;

( Gemeinschaftseinrichtungen: Bereitstellung einer Gemeinschaftswaschmaschine, Benützung der Gemeinschafts- und Freizeiteinrichtungen, Gemeinschaftsküche etc;

( allfällige klärende Regelungen betreffend die Verwendung besonderer elektrischer Geräte wie Tauchsieder, Kochplatte, Zusatzheizkörper etc;

( Recht der BewohnerInnen, eigenes Mobiliar oder Haustiere mitzunehmen.

d) Pflege- und Betreuungsleistungen

Eine Präzisierung der Pflege- und Betreuungsleistungen erscheint auch deshalb wichtig, weil seitens der Heimträger die problematische Tendenz festzustellen ist, Pflege- und Betreuungsleistungen als Sonderleistungen zu verstehen und aus der allgemeinen Betreuung auszugliedern. Dafür ist dann vielfach auch ein Sonderentgelt zu entrichten. 

Das von uns propagierte Verständnis des Pflegeheimvertrags als Werkvertrag besitzt ua den Vorteil, daß der vertraglich geschuldete Erfolg in Form von Pflege- und Betreuungs-Standards zu erbringen ist. Ein solches Verständnis hat sich auch pflegewissenschaftlich durchgesetzt. Danach werden die Pflegeleistungen aufgegliedert in Struktur-, Prozeß- und Ergebnisstandards, anhand derer die jeweilige Pflegequalität gemessen wird.
 Für Österreich müßten derartige Standards wohl meist erst entwickelt werden, was nicht immer einfach sein wird.
 

Eine klare Umschreibung jener Leistungen, die im Rahmen der Grundbetreuung (dh ohne zusätzliche Entgeltleistung) erbracht werden, ist nötig.

Alle Pflege- und Betreuungsleistungen – also Grundbetreuung und allfällige darüber hinausgehende Pflegeleistungen – sind sowohl inhaltlich/qualitativ wie zeitlich zu präzisieren.

Sie umfassen inhaltlich:

- Alltagshilfen

- Körperpflege

- Hilfe bei der Essens- und Getränkeeinnahme

- Soziale Betreuung: Kommunikation, Spazierengehen, Vorlesen etc

- Therapeutisch/medizinische Hilfestellungen (Aufsicht über Medikamenteneinnahme, Bewegungshilfen, Gesprächstherapie etc) auf Anweisung des Pflegebedürftigen oder Arztes.

e) Verpflegung

Zu regeln ist die:

( Zahl der Mahlzeiten; Frühstück, Mittag- und Abendessen, Zwischenmahlzeiten etc sowie

( der Ort, an dem gegessen wird. 

Dabei sollte die Möglichkeit der Essenseinnahme im Zimmer eröffnet werden, was in jedem Krankenhaus selbstverständlich ist. Da die Verpflegung auch für alte Menschen von großer Bedeutung ist, erscheint es uns sinnvoll, diese Fragen klar und nicht zu knapp zu regeln. Alte Menschen und ihre Angehörigen sollen wissen, womit zu rechnen ist. Es sollte daher bspw klargestellt werden, daß das Mittagessen immer als warme Speise angeboten wird, während das beim Abendessen etwa nur vier oder fünf Mal der Fall ist, sowie daß das Frühstück zB aus Kaffee/Tee/Milch, Schwarz- und Weißbrot sowie Butter und Marmelade etc besteht.

( Klarzustellen ist ferner, daß verschiedene Kostvarianten geboten werden sollen. Neben der Normalkost sind auch Schon- und Diätkost sowie vegetarische Nahrung anzubieten.

( Klargestellt werden sollten auch die Voraussetzungen des Bereitstellens von Zwischenmahlzeiten; zB Vormittagsjause und Nachmittagskaffee.

( Anzustreben ist auch eine klare Regelung der Essenszeiten, wobei nach Möglichkeit ein Zeitrahmen geboten werden soll; zB Frühstück zwischen 7 und 9.30 Uhr, Mittagessen zwischen 11.30 und 13.30 Uhr etc. – Die detaillierte Regelung dieser Fragen ist deshalb nötig, weil die Praxis lehrt, daß gerade hier oft die Interessen des Heimträgers und des Personals und nicht die der HeimbewohnerInnen dominieren. Sehr frühe Zeiten für Mittag- und Abendessen, zB 11 und 17 Uhr, sind keine Seltenheit. 

( Über diesen Rahmen hinausgehende Zusatzleistungen oder Sonderzubereitungen wären als eigene Kostenzusatzfaktoren auszuweisen, wenn sie nicht Teil der Pflege und Betreuung sind. – Pauschalierungen anzustreben wird sinnvoll sein.

( Im Falle der Krankheit von BewohnerInnen sind die Mahlzeiten im Zimmer zur Verfügung zu stellen. Auch die Hilfe bei der Mahlzeiteneinnahme ist sicherzustellen, was aber nicht nur auf akute Krankheitsfälle beschränkt sein kann; Vorschneiden von Speisen und Unterstützung bei der Zuführung der Nahrung. Viele dieser hier angeführten Punkte sind – oder sollten zumindest – für das Heimpersonal Selbstverständlichkeiten sein. Um ein solches Verständnis im Umgang mit alten Menschen durchgehend sicherstellen zu können, sollte künftig auch auf Personalauswahl und -ausbildung mehr Bedacht genommen werden. Das beginnt bei Heimleiter und Heimleiterin und gilt bis zur einfachen Hilfskraft.

( Alten Menschen ist die Möglichkeit einzuräumen, eigene Nahrungsmittel angemessen aufzubewahren; zB Gemeinschaftskühlschrank oder Kühlschrank im eigenen Zimmer.

( Zur Verpflegung gehört auch die Versorgung mit Getränken; zB täglich wahlweise verschiedene Teesorten, Saft etc

( Festgehalten werden könnte ferner die grundsätzliche Bereitschaft des Heims, Bewohnerwünsche im Rahmen des Möglichen und Sinnvollen zu berücksichtigen, was insbesondere für das Erstellen des Speiseplans von Bedeutung ist. Freilich werden gerade dabei häufig Kompromisse geschlossen werden müssen.

f) Medizinische Leistungen

( Klarstellung, ob den BewohnerInnen ärztliche Betreuung zur Verfügung steht (zB Heimarzt);

( ebenso, daß das Recht auf freie Arzt- oder Therapeutenwahl zugesichert wird (auch trotz eines eventuell vorhandenen Heimarztes);

( Klarstellung, daß medizinische Behandlung grundsätzlich der Zustimmung der HeimbewohnerInnen oder des Sachwalters bedarf und das Heim als bloßes Vollzugsorgan zu agieren hat. Dh also, daß medizinrelevante Entscheidungen alter Menschen als Persönlichkeitsrecht zu respektieren sind. Hier sind in der Praxis immer wieder beachtliche Rechtsunsicherheit und autoritäre Praktiken festzustellen.

( Das Heim hat in geeigneter Weise für das Anbieten medizinischer Betreuung zu sorgen und dabei das Instrument der Bewohnermitbestimmung zu nützen. Diese Rechte sind festzuschreiben.

g) Die Entgeltbestimmung

( Das vom Bewohner vertraglich geschuldete Gesamtentgelt deckt Unterkunft, Pflege- und Betreuung, Verpflegung sowie die medizinischen Leistungen des Heimes ab; Grundentgelt. Damit sind alle Standardleistungen abgegolten. 

( Dazu kommen allfällige Sonderleistungen (in einzelnen Bereichen); Sonderentgelt.

( Bestehende Tarife werden Vertragsbestandteil und sind den BewohnerInnen vor Vertragsschluß zur Kenntnis zu bringen oder auf Wunsch auszuhändigen. Tariftabellen sind (nach dem Vorbild Allgemeiner Geschäftsbedingungen) im Heim gut sichtbar anzuschlagen. Dabei sind die Kosten nach Grundtarif und Zusatzleistungen verständlich aufzuschlüsseln. Als vereinbart gilt der Tarif in der jeweils gültigen Fassung.

( Das Entgelt hat unterschiedliche Tarife für Ein-, Zwei- und Mehrbettzimmer vorzusehen. Bei unterschiedlichen Leistungen muß auch das Entgelt angemessen differieren. So selbstverständlich Regelungen wie die hier angeführten erscheinen, so wichtig sind sie für die Praxis, zumal diese zeigt, daß oft bestehende Pauschalierungen insbesondere Selbstzahler benachteiligen. 

( Das vereinbarte Entgelt kann wertgesichert werden; zB durch den Verbraucherpreisindex 1996 oder einen anderen Index. Vorzusehen ist aber eine wirtschaftliche Gleitklausel, die zB zur Wertanpassung nur berechtigt, wenn 3 oder 5 Indexpunkte überschritten wurden oder mehr als zwei Jahre seit Vertragsschluß oder letzter Indexanpassung vergangen sind.

( Entgeltanpassung/-erhöhung: Dieser Punkt ist ein häufiger Quell des Ärgers und der Auseinandersetzung. Zu beachten ist dabei, daß zwischen HeimbewohnerInnen und Heimträger eine vertragliche Beziehung besteht, die auch für Entgeltanpassungen bestimmend bleibt. Dh, daß grundsätzlich nur beide Parteien im Einvernehmen eine Entgelterhöhung vereinbaren können.
 Das bürgerliche Recht (§§ 1056 f ABGB)
 kennt zwar die Möglichkeit, daß die Vertragsparteien die Festsetzung/Erhöhung des Preises entweder einer dritten Person – zB bei gemeinnützigen Heimbetreibern dem Gemeinderat oder einem Land – oder sogar einem Vertragspartner übertragen. In diesen Fällen kann die jeweils konkret vorgenommene Preisfestsetzung/-erhöhung aber gerichtlich auf ihre Billigkeit hin überprüft werden. 

– Klar zu regeln ist für den untersuchten Bereich auch der zeitliche Mechanismus von Preiserhöhungen. Auszuschließen sind rückwirkende Erhöhungen, vgl schon § 5 ABGB. 

– Anzustreben ist eine Mitteilung am Ende des Jahres über die voraussichtliche Entgeltentwicklung im kommenden Jahr; Entgelt- und Leistungsvorausschau (nach dem Muster des Wohnungseigentumsrechts; vgl § 17 Abs 1 Z 2 WEG 1975). Wichtig erschiene uns, daß sich abzeichnende Entgelterhöhungen den Vertragspartnern wenigstens zwei bis drei Monate vorher bekanntgegeben werden; und dies unter Hinweis auf die kostenerhöhenden Faktoren und allenfalls stattfindende Entgeltverhandlungen; zB mit dem Gemeindeverband oder der Stadt.

( Kosteninformationspflichten: Anzustreben ist eine unverzügliche Verständigungspflicht bei sich abzeichnenden Kostenerhöhungen für den Heimträger.

( Fälligkeit und Zahlungsform des Entgelts:

– Heimentgelte sind grundsätzlich bis zum fünften eines jeden Kalendermonats dem Heimträger zu übermitteln (Fälligkeit), wobei zwischen Grund- und Zusatzleistungen zu unterscheiden sein wird, sodaß für letztere ein anderer Fälligkeitstermin bestehen kann.

– Als Zahlungsformen kommen Bargeldzahlungen wie bargeldlose Überweisungen in Betracht. Anzustreben wird häufig ein Dauerauftrag sein, gegen den nichts einzuwenden ist. Bequem für den Heimträger, aber nicht immer unproblematisch sind dagegen Einzugsermächtigungen, die daher nur in Ausnahmefällen zur Anwendung kommen sollten; nämlich dann, wenn für eine korrekte Überprüfung der eingezogenen Entgelte und der dafür erbrachten Leistungen vorgesorgt ist.

– Der Heimträger hat seine Kontoverbindung deutlich anzuführen: Kontoinhaber, Kreditinstitut, Bankleitzahl, Kontonummer.

( Das Vermögen der HeimbewohnerInnen besteht grundsätzlich aus: vorhandenem Vermögen (Liegenschaften, Sparguthaben etc), laufendem Einkommen (Rentenbezüge, andere Einkommen, Unterhaltsleistungen etc), einem allfälligen Pflegegeld und schließlich Sozialhilfeansprüchen. Sind öffentliche Sozialleistungsträger leistungspflichtig, kann der jeweilige Heimträger mit den Sozialleistungsträgern (zB Sozialhilfeträger oder Krankenkasse) direkt abrechnen. Hier sind jedoch die verschiedenen Formen der Erbringung der Sozialhilfe in den einzelnen Bundesländern zu berücksichtigen.
 

( Faktoren der Kostenreduktion: Hier sind vor allem Abwesenheiten von HeimbewohnerInnen zu berücksichtigen, wobei das Beispiel des Heimvertrags für Seniorenheime der Stadtgemeinde Salzburg verallgemeinerungsfähig erscheint. Danach besteht bei Abwesenheit ein Anspruch der HeimbewohnerInnen auf Entgeltermäßigung laut Tariftabelle (Entfall der Pflegegebühren ab dem sechsten Tag). Der Ermäßigungsbetrag wird mit einer der beiden nächsten Monatsrechnungen gutgeschrieben. Daneben soll die Möglichkeit individueller Nichtinanspruchnahme von Leistungen möglich sein; vergleichbar mit der Hotelerie, wo ua zwischen Voll- und Halbpension unterschieden wird oder zB Wäscheversorgung durch Dritte.

Regelungen wie die, daß eine Abwesenheit von BewohnerInnen erst bei einer Überschreitung von 3 Tagen oder mehr berücksichtigt werden, sind grundsätzlich zu vermeiden. Wichtig in diesem Zusammenhang erscheint es, daß die Entgeltreduktion in einem realistischen Ausmaß erfolgt, dh daß die tatsächliche Einsparung auf Grund einer Abwesenheit oder eines Leistungsverzichts an die betroffenen BewohnerInnen weitergegeben wird. Anzustreben für eine gesetzliche Regelung wäre ein Prozentrahmen; zB mindestens 70 % Entgeltminderung ab dem zweiten Tag für die betroffene Dienstleistung.

In Betracht zu ziehen sind auch Kostenreduktionen auf Grund geltend gemachter Gewährleistungsansprüche, wobei praktisch vor allem Entgeltminderung und allenfalls Nachtrag des Fehlenden (iSd § 932 ABGB) in Frage kommen.

h) Vertragsanbahnung (bei Vertragsschluß)

Nach geltendem österreichischen Recht treffen bereits potentielle Vertragspartner Schutz-, Sorgfalts-, und Aufklärungspflichten; culpa in contrahendo.
 Bereits daraus ergibt sich für Heimträger eine allgemeine Informationspflicht. Es wird also sinnvoll sein, wenn Heime ihren Vertragspartnern rechtzeitig bekanntgeben, welche Unterlagen/Beilagen für einen annahmefähigen Vertragsantrag gewünscht werden; zB Personaldokumente, Meldezettel, Arztbriefe, Sozialversicherung, Nachweis privater Krankenversicherungen, Vollmachten, Hinweise auf eine bestehende Sachwalterschaft, Belege eines Pflegegeld- und/oder Sozialhilfebezugs, bestehende Unterhaltspflichten etc.

i) Vertragliche Haftung

Die in Heimverträgen vorgesehene Haftung gibt immer wieder Anlaß zur Unzufriedenheit, zumal Heimträger vertraglich primär Ihre eigenen, weniger aber die Interessen der HeimbewohnerInnen berücksichtigen. Für beide Seiten des Heimvertrags ist jedoch grundsätzlich der gleiche Haftungsmaßstab vorzusehen; dh nach ABGB insbesondere keine Beschränkung der Haftung auf grobe Fahrlässigkeit und Vorsatz auf seiten des Heimträgers und seiner Angestellten; Erfüllungsgehilfen (§ 1313a ABGB).

Für allfällige Haftungen von HeimbewohnerInnen empfiehlt sich der Abschluß einer privaten Haftpflicht- oder Haushaltsversicherung.
 Dabei sollte uE eine vertraglich vereinbarte Pflicht zum Abschluß nur für Risikogruppen (Demenz, Alkoholismus etc) bestehen, mag auch die Zurechnungsfähigkeit in vielen Fällen immer wieder Probleme aufwerfen. 

Zulässig sollte es sein, eine Haftung für Wertsachen (Geld, Schmuck, Wertpapiere etc), die die Bewohner in ihren eigenen Räumen aufbewahren, seitens des Heimes auszuschließen. Es muß aber möglich sein, derartige Wertgegenstände dem Heim zur Verwahrung zu übergeben; Abschluß eigener schriftlicher Verwahrungsverträge. Das Heim hat ein Depotbuch zu führen und die Bestände in angemessenen Abständen zu kontrollieren. Dieser Verwahrungsvertrag sollte bis zu Werten von 50.000,- S kostenlos sein, die Verwahrung darüber hinausgehender Werte soll abgelehnt werden können, zumal Heime grundsätzlich keine Bankdienstleistungen zu erbringen haben.

j) Schutz der Persönlichkeitsrechte und Datenschutz

Die Praxis hat uns gelehrt, daß der Persönlichkeitsrechtsschutz alter Menschen nichts überflüssiges ist, zumal es nicht ausreicht, alte Menschen auf den nur sehr grobmaschigen und hochangesetzten Schutz durch das Strafrecht und die verfassungsrechtlich gewährleisteten Grundrechte zu verweisen. Die hier vorgeschlagene privatrechtliche Beziehung zwischen HeimbewohnerInnen und Heimträger erscheint auch als der richtige Ort, um den Schutz der Persönlichkeitsrechte durch ein B-HeimVG explizit abzusichern. Gefährdet ist dabei, wie wir alle zur Kenntnis nehmen mußten, nicht nur die Freiheit alter Menschen,
 sondern auch ihre geschlechtliche Selbstbestimmung, was das traurige Geschehen in einem Heim der Erzdiözese Wien deutlich macht. Und ganz allgemein könnte ein B-HeimVG einen Katalog privatrechtlicher Persönlichkeitsrechte für alte Menschen enthalten. Wir möchten hier nur an die Bedeutung dieser Frage erinnern und darauf hinweisen, daß wir uns in einer eigenen Publikation mit diesem Fragenbereich eingehend befaßt haben: Brauchen wir einen Katalog von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen?, JAP 1998/99, 197.

Das Privatrecht besitzt jene Problemnähe, die dem verfassungsrechtlichen Grundrechtsschutz nicht ohne weiteres attestiert werden kann. So braucht die alltägliche Problematik freiheitsbeschränkender Maßnahmen ein rasch handzuhabendes Instrument, um für allenfalls nötige Abhilfe rasch sorgen zu können. Auch das Strafrecht kann dies nicht leisten. Ganz abgesehen davon fehlt nach dem überwiegenden Verständnis der Grundrechtswirkung in Österreich (sog mittelbare Drittwirkung der Grundrechte) eine unmittelbare Anwendungsmöglichkeit dieser verfassungsrechtlich gewährleisteten Rechtspositionen. Zudem scheint es nötig, für eine nachvollziehbare Konkretisierung des Privatrechtsschutzes alter Menschen zu sorgen,
 was wir im erwähnten Aufsatz versucht haben.

Natürlich verdient auch die Handhabung des Datenschutzes große Sorgfalt,
 mag auch die Kenntnis der einen oder anderen personenbezogenen Information für die Heimbewohner-Heimträgerbeziehung unverzichtbar sein. Formulierungen wie die in der Folge wiedergegebene, sind daher weitverbreitet und grundsätzlich zu tolerieren. Anzustreben ist aber EU-Konformität, was eine möglichst weitgehende Präzisierung bedeutet, welche Daten offenzulegen sind und weitergegeben werden dürfen: >Der/die Bewohner/in ist damit einverstanden, daß seine/ihre personenbezogenen Daten, soweit sie für die Aufnahme, die Zusammenarbeit mit den Krankenanstalten und allenfalls die Unterstützung bei der Antragstellung auf Sozialhilfe und Pflegegeld erforderlich sind, erhoben und automationsunterstützt verarbeitet werden.
< – Darüber hinaus muß aber darauf geachtet werden, das Kind nicht mit dem Bade auszuschütten. So sollte für die wissenschaftliche Forschung eine anonymisierte Verarbeitung und Weitergabe von Daten zulässig sein, zumal die Wissenschaft auf verläßliche Daten angewiesen ist.
 

k) Mitbestimmung

Ohne hier ins Detail zu gehen, soll daran erinnert werden, daß das vorgeschlagene B-HeimVG auch die Mitbestimmung im Heim durch individuelles Mitwirken und eine Bewohnervertretung samt einer neuen Lösung einer privatautonomen Kontrollinstanz regeln könnte. – Ein wichtiges praktisches Tätigkeitsfeld der neuen Bewohnermitwirkung wäre bspw das Schaffen, Anpassen und allfällige Abändern der Heimordnung udglm.

In Verbindung damit sollte auch die seit geraumer Zeit diskutierte Frage einer Heimbewohneranwaltschaft geregelt werden.

l) Änderungen vertraglicher Leistungen und damit des Vertragsinhalts bei grundsätzlichem Aufrechterhalten der Vertragsbeziehung

Vertraglich vorzusorgen ist auch für jene Fälle, in denen ein Umzug innerhalb eines Heims gewünscht oder nötig wird, was nicht selten der Fall ist. Selbstverständlich ist eine derartige Änderung einvernehmlich jederzeit möglich. Gesetzlich klarzustellen ist dagegen, unter welchen Voraussetzungen das Heim berechtigt sein soll, einseitig – wenn auch nach Anhörung des jeweiligen Heimbewohners – eine räumliche Veränderung/Verlegung des Heimbewohners vorzunehmen, weil dies zB im Interesse des Bewohners oder der übrigen MitbewohnerInnen nötig ist oder wegen geändertem Gesundheitszustand eine befriedigende Versorgung sonst nicht mehr gewährleistet werden kann. – Derartige Änderungen, zu denen ein Heimträger grundsätzlich berechtigt sein soll, müssen aber gesetzlich geregelt und entsprechend begründet werden und dürfen nur aus wichtigem Grund erfolgen. Die Praxis konfrontiert uns hier immer wieder mit problematischen und wenig einfühlsamen Praktiken, die oft unbeachtet lassen, daß alte Menschen besonders empfindlich auf Änderungen reagieren. Darüber hinaus ist eine geplante derartige Änderung dem Betroffenen und seinen Angehörigen rechtzeitig (zB grundsätzlich 1 Monat; dringende Fälle ausgenommen) bekannt zu geben. Eine Überprüfung der getroffenen Entscheidung muß durch die interne Schlichtungsinstanz und danach natürlich das Gericht möglich sein. Besteht die begründete Aussicht, daß der Aufenthalt eines Bewohners in der Kranken- oder Pflegestation nur vorübergehend sein wird, ist die bisherige Wohneinheit des Bewohners wenigstens einen Monat freizuhalten.

m) Vertragsbeendigung

Das Heimvertragsverhältnis zwischen HeimbewohnerInnen und Heimträger wird in der Praxis entweder durch:

– Kündigung einer Vertragspartei oder

– durch den Tod des Bewohners aufgelöst.

– Daneben ist natürlich wie bei allen Dauerschuldverhältnissen eine einvernehmliche Auflösung möglich.

Für die Kündigung durch die Vertragsparteien sollen folgende Grundsätze gelten:

( Kündigung durch Heimbewohner: Sie soll unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist auch ohne die Voraussetzung des Vorliegens eines wichtigen Grundes möglich sein; ordentliche Kündigung. Im Vertrag kann dafür die Schriftform vorgesehen werden. Denkbar erscheint auch eine kürzere Frist – etwa eine Woche –während der ersten drei Monate ab Vertragsbeginn; Gewähren einer Art Probezeit.

( Kündigung seitens des Heimträgers: Sie soll nur aus wichtigem Grund und mit einer Frist von grundsätzlich drei Monaten möglich sein. Dazu sollte die von uns vorgeschlagene Vorwarnung treten, über deren zeitliche Dauer Einigung zu erzielen wäre; zB mindestens einen Monat vor Ausspruch der Kündigung. Darüber hinaus hätte das Gesetz eine Härteklausel vorzusehen, wenn der gekündigte Heimbewohner anderweitig nicht untergebracht werden kann.
 Von praktischer Bedeutung ist das instruktive Festlegen wichtiger Kündigungsgründe schon im Vertrag. Dafür empfiehlt sich eine Kombination von Generalklausel und angeführten Beispielen; Vorbild: § 879 ABGB oder § 30 MRG.

Wichtige Gründe sind nach der gegenwärtigen Praxis etwa:

– Einstellung oder wesentliche Einschränkung des Heimbetriebs;

– Nichtzahlung des Heimentgelts durch längere Zeit; zB zwei oder drei Monate. Für diesen Kündigungsgrund ist uE unbedingt eine Vorwarnung nötig (mindestens einen Monat); ein Nachentrichten des Entgelts während eines allfälligen Verfahrens hat als noch rechtzeitige Entgeltsentrichtung zu gelten. Zu berücksichtigen wäre ferner, warum das Entgelt nicht entrichtet wurde; vgl dazu den Hinweis auf § 4e dtHeimG in Pkt 9.

– Einen wichtigen Grund stellt es nach der bisherigen Praxis auch dar, wenn der Heimträger dem Heimbewohner als Vertragspartner eine fachgerechte Pflege nicht mehr gewährleisten kann, was jedoch objektiv zu prüfen ist.

– Schwere strafbare Handlungen oder sonstiges unzumutbares und gemeinschaftswidriges Verhalten von HeimbewohnerInnen, das nicht krankheitsbedingt ist.

– Die Kündigung durch den Heimträger hat schriftlich zu erfolgen und sollte dem Heimbeirat vorher zur Kenntnis gebracht werden müssen.

n) Rückgabe des Zimmers/der Wohneinheit

Im Falle einer Kündigung oder einer einvernehmlichen Auflösung der Vertragsbeziehung ist die Wohneinheit geräumt zu übergeben.

Der Bewohner verpflichtet sich bei Abschluß des Heimvertrags dem Heimträger innerhalb einer angemessenen Frist eine Person – das könnte die oben genannte Vertrauensperson sein
 –,der das Hab und Gut des Heimbewohners im Falle seines Ablebens zu übergeben ist und die darüber entscheidet, was damit zu geschehen hat. Vereinbart werden kann auch, daß das Hab und Gut des Bewohners den Erben durch den Heimträger ausgefolgt werden kann, wobei dies dem zuständigen Verlassenschaftsgericht bekanntzugeben ist.

Wertsachen (Schmuck, Sparbücher, Bargeld etc) sind vom Heimträger dem Verlassenschaftsgericht bekanntzugeben.

Der Heimträger hat ein Verzeichnis/Inventar der hinterlassenen Sachen zu erstellen und dieses einer allfälligen Vertrauensperson, den Erben und dem Verlassenschaftsgericht bekannt zu geben.
9. Vergleich mit dem deutschen Heimgesetz

Das deutsche Heimgesetz 1974 (BGBl I 1873) regelt in den §§ 4 bis 4e den Heimvertrag. Zweifellos bietet sich das dtHeimG für eine österreichische Lösung als interessantes Vorbild in manchen Fragen an. 

Das dtHeimG verpflichtet jeden Heimträger – gleichgültig, ob es sich um einen öffentlichrechtlichen, gemeinnützigen oder gewerblichen handelt – zum Abschluß eines Heimvertrags. Der Heimvertrag ist nach deutschem Verständnis ein privatrechtlicher Vertrag. Auch öffentlichrechtliche Träger schließen in Deutschland privatrechtliche Heimverträge ab. § 4 Abs 1 HeimG bestimmt lapidar: „Zwischen dem Träger und dem künftigen Bewohner ist ein Heimvertrag abzuschließen.“ 

Das dtHeimG enthält keine Formvorschrift. Der Heimvertrag kann also mündlich oder schriftlich geschlossen werden. Wie oben ausgeführt, erscheint uns für eine österreichische Lösung die Schriftform als bessere Lösung. Der Gefahr, bei Nichteinhaltung der Formvorschrift die Nichtigkeit des Vertrags zu riskieren, begegnen wir auf andere Weise (s Pkt 8).

Nach § 4 Abs 4 dtHeimG trifft den Heimträger vor Abschluß des Heimvertrags die Pflicht, den Bewerber schriftlich über den Vertragsinhalt (Leistungen, Ausstattung des Heims sowie Rechte und Pflichten der BewohnerInnen) angemessen zu informieren (Informationspflicht); vgl culpa in contrahendo. 

§ 4 Abs 3 regelt äußerst knapp das Heimvertragsentgelt: „Das Entgelt darf nicht in einem Mißverhältnis zu den Leistungen der Träger stehen.“ Nach deutschem Verständnis tut es der privatrechtlichen Beziehung zwischen Heimbewohner und Heimträger keinen Abbruch, wenn das Entgelt nicht vom Bewohner selbst entrichtet wird, sondern bspw für ihn von einem Sozialhilfeträger. Abs 3 will jedenfalls einen Schutz der HeimbewohnerInnen vor Übervorteilung erreichen. Der Schutzzweck des dtHeimG versucht die Interessenlage der BewohnerInnen angemessen zu berücksichtigen. Bei der Prüfung, ob das Entgelt in einem Mißverhältnis zu den Leistungen des Trägers steht, sind die Leistungen ähnlicher Einrichtungen anderer Träger und das von diesen verlangte Entgelt als Vergleichsmaßstab heranzuziehen. Damit ist – und dem kommt in der Praxis große Bedeutung zu – für die Vergleichbarkeit und Objektivierung der Entgelte ausreichend gesorgt. Die deutsche Lösung beweist, daß effiziente Legistik auch kurz gehalten werden kann.

§ 4a dtHeimG regelt die praktisch wichtige Frage der Leistungs-Anpassungspflicht der Träger. Es steht also nicht in der freien Disposition des Trägers Anpassungen zu gewähren oder zu unterlassen, wenn sich der Gesundheitszustand eines Bewohners verschlechtert oder verbessert. – Interessant erscheint auch Satz 2 dieser Bestimmung: „Im Heimvertrag kann vereinbart werden, daß der Träger das Entgelt durch einseitige Erklärung in angemessenem Umfang entsprechend den angepaßten Leistungen zu senken verpflichtet ist und erhöhen darf“ (dazu siehe oben Pkt 8.g).

§ 4b dtHeimG regelt die Vertragsdauer. Der Heimvertrag wird nach deutschem Recht grundsätzlich auf unbestimmte Zeit geschlossen,
 „soweit nicht im Einzelfall eine nur vorübergehende Aufnahme des Bewohners beabsichtigt ist“; Abs 1. Abs 2 dieser Bestimmung regelt die Kündigung durch den Bewohner. Der Bewohner kann aus wichtigem Grund ohne Kündigungsfrist kündigen; für die ordentliche Kündigung ist eine etwa zweimonatige Frist mit Schriftlichkeitsgebot vorgesehen. Heimträger können nach Abs 3 den Heimvertrag nur aus wichtigem Grund kündigen. Als solche nennt das dtHeimG:

– Einstellung oder wesentliche Einschränkung des Heimbetriebs,

– Unmöglichkeit einer künftigen sachgerechten Betreuung im Heim,

– grob schuldhafte Verletzung der Vertragspflichten durch den Bewohner, wie Nichtzahlung des Entgelts oder eines Teils davon für zwei aufeinanderfolgende Termine etc.

Eine Vorwarnpflicht oder eine explizite Härteklausel kennt das dtHeimG nicht; vgl aber die Ausführungen in FN 44.

Die Kündigung durch den Heimträger hat schriftlich zu erfolgen. Die Wirkungen der Kündigung aus wichtigem Grund durch den Heimträger sind unterschiedlich; sie wirkt entweder befristet oder unbefristet. Für den Großteil der Kündigungsgründe aus wichtigem Grund gilt, daß der Träger dem Bewohner eine angemessene anderweitige Unterbringung nachzuweisen hat.
 Bei Einstellung des Heimbetriebs etc hat der Träger im wesentlichen für die Umzugskosten aufzukommen; Abs 7. Abs 8 ermöglicht die Weitergeltung des Vertragsverhältnisses über den Tod hinaus, „soweit ein Zeitraum bis zum Ende des Monats, der auf den Sterbemonat folgt, nicht überschritten wird.“

§ 4c dtHeimG handelt von der „Erhöhung des Entgelts“. Wichtig erscheint uns dabei:

- die Entgelterhöhung muß angemessen sein,

- die Erhöhung des Entgelts bedarf grundsätzlich der Zustimmung des Bewohners; im Heimvertrag kann aber eine einseitige Erhöhung durch den Träger vorgesehen werden. (Dies wäre für Österreich an bestimmte taxativ aufgezählte Fälle zu binden.)

- Pflicht der Träger, Entgeltserhöhungen spätestens vier Wochen vor Wirksamwerden schriftlich geltend zu machen und zu begründen.

- Abs 4 schließt eine Änderungskündigung des Heimvertrags zum Zwecke der Entgelterhöhung ausdrücklich aus.

§ 4d dtHeimG bestimmt, daß vom Gesetz abweichende Vereinbarungen zum Nachteil des Bewohners unwirksam sind.

§ 4e dtHeimG enthält Sonderbestimmungen für Heimverträge mit Versicherten der sozialen Pflegeversicherung; interessant ist dabei ua, daß sich der Anspruch des Heimträgers auf Entgeltzahlung für die allgemeinen Pflegeleistungen unmittelbar gegen den jeweiligen Pflegeversicherungsträger richtet, ein allfälliger (Zahlungs)Verzug daher Heimbewohnern nicht zugerechnet werden kann.

10. Zusammenfassung – Ergebnis

Generell erscheint es unverzichtbar, das legistische Projekt eines B-HeimVG auf einer möglichst breiten politischen Basis zu verfolgen, um es in der kommenden 21. Gesetzgebungsperiode verwirklichen zu können. Bei einigem guten Willen ist das nicht unrealistisch. Eine Voraussetzung dafür wäre, daß die künftigen Regierungsparteien dieses Vorhaben in die „Koalitionsvereinbarung“ aufnehmen.

Es wäre eine schöne und politisch angemessene Geste am Ende des UNO-Jahres der älteren Menschen, könnten Bund und Länder und vielleicht auch andere politische Kräfte in unserem Lande signalisieren, daß sie ernstlich eine länderübergreifende Lösung im hier vorgeschlagenen Sinne anstreben: und zwar eine bundesgesetzliche Regelung des Heimvertragsrechts und wenigstens kompatible Ausbildungsvorschriften für die Altenpflegeberufe. Freilich wissen auch wir, daß es einen Unterschied ausmacht, politische Absichtserklärungen in die Welt zu setzten oder ernsthaft an einem politischen Vorhaben wie dem hier vorgeschlagenen zu arbeiten. Vielleicht könnte hier aber ein agonales politisches Denken positive Auswirkungen zeitigen. Es wäre zudem ein Lebenszeichen für unsere Demokratie, gelänge nach der bevorstehenden Nationalratswahl eine Umsetzung dieser Ziele. Die alten Menschen Österreichs, die schon die kommende Wahl nicht unwesentlich mitbestimmen, werden die künftige Entwicklung – zusammen mit Angehörigen und Freunden – aufmerksam beobachten. Politische Akteure sind daher gut beraten, die Interessen alter Menschen nicht nur in Sonntagsreden zu berücksichtigen. – Warum es nicht wieder einmal mit dem alten Grundsatz der österreichischen Politik versuchen: Viribus unitis – mit vereinten Kräften! Das Ziel wäre ein lohnendes.

� Im Rahmen dieses Projekts sind folgende Publikationen erschienen:


Barta/Ganner (Hg), Alter, Recht und Gesellschaft (1998).


Barta/Ganner (Hg), Rechtliche Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung (1998).


Ganner/Barta, Betreuung und Wohnen im Alter, JRP 1997, 86.


Ganner, Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung, SozSi 1997, 938.


Barta/Ganner, Zur Auflösung des Altenheimvertrags durch den Heimträger, wobl 1998, 93.


Barta/Ganner, Überlegungen zum Heimvertrag, JRP 1998, 28.


Barta/Ganner, Brauchen wir einen Katalog von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen?, JAP 1998/99, 197.


� Vgl Ganner, Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung, SozSi 1997, 938.


� Eine vergleichbare Situation besteht für den in diesem Zusammenhang ebenfalls äußerst wichtigen Bereich der landesgesetzlichen Regelungen der Ausbildung im Alten- und Pflegeheimsektor, der unbedingt – wenigstens – angemessen koordiniert gehörte, um eine arbeitsmarktpolitische Bundesländergrenzen überschreitende Tätigkeit des Pflegepersonals zu ermöglichen und vor allem auch notwendige einheitliche Standards zu schaffen. Wir haben diesbezüglich auch vorgeschlagen, die Durchlässigkeit zwischen den Berufen im Gesundheits- und Krankenpflegebereich (GuKG) und den in der Altenbetreuung tätigen Sozialberufen zu erhöhen, um Arbeitsmarkt- und Mobilitätsinteressen der Betroffenen entgegen zu kommen. Gedacht haben wir an eine gemeinsame Sockelausbildung und eine darauf aufbauende Spezialisierung.


� Vgl die Ausführungen unter Pkt � REF _Ref459796049 \r \h ��5�.


� Wir gehen idF nicht näher auf die Möglichkeiten einer Weiterentwicklung des Pflegegeldes ein; vgl dazu bspw Gruber/Pallinger, 5 Jahre Pflegevorsorge: Erfahrungen und künftige Entwicklungen, SozSi 1998, 890 und Freisleben-Teutscher, Die gesetzliche Regelung für das Pflegegeld weist noch Lücken auf, Ärzte Woche vom 11.11.1998, 13.


� Ganner in: Barta/Ganner (Hg), Alter, Recht und Gesellschaft 147.


� Vgl schon Barta/Ganner, Brauchen wir einen Katalog von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen?, JAP 1998/99, 197. Der Konsumentenschutz besitzt als Querschnittsmaterie sowohl eine privat- wie öffentlichrechtliche Dimension.


� Vgl Barta/Ganner, Zur Auflösung des Altenheimvertrags durch den Heimträger, wobl 1998, 93 (94 ff) und Pkt 7.


� In den Wiener städtischen Heimen werden während Krankenhausaufenthalt und Urlaub keine Heimkosten verrechnet. In den steirischen Landespflegeheimen und den Seniorenheimen der Stadt Salzburg wird (ab dem ersten bzw sechsten Tag) nur der Wohntarif in Rechnung gestellt. BewohnerInnen der Pflegewohnheime der Stadt Graz  sind ab dem zweiten Tag eines Krankenhausaufenthaltes von der Entrichtung der Pflegekosten befreit (Pkt 6 der jeweiligen Verträge).


In den meisten Heimen wird aber bei Abwesenheit des Bewohners nur ein geringer Betrag (zirka 100,- S/Tag) vom Gesamtentgelt abgezogen, der sich aus Einsparungen bei der Verpflegung und den Betriebskosten ergibt. Die der Pflegeeinstufung entsprechenden Pflegeleistungen sind jedoch weiterhin zu bezahlen, obwohl sie vom Heim nicht erbracht werden.


� Vgl Barta/Ganner, Zur Auflösung des Altenheimvertrags durch den Heimträger, wobl 1998, 93 (94 f) und unten Pkt 8 m.


� Rechtsberatung und Rechtsvertretung werden dadurch zudem erleichtert und eine bundesweite Rspr könnte für angemessene „Standards“ sorgen.


� Wohl irrtümlich wird in der Aussendung des Pensionistenverbandes – Koppe, Mehr Rechte für die Heimbewohner!, Unsere Generation, 1999, 19 – von einem geplanten Bundes-Heimgesetz gesprochen, was auf Grund der bestehenden verfassungsrechtlichen Kompetenzlage gar nicht möglich wäre. Zur kompetenzrechtlichen Situation im Alten- und Pflegeheimbereich: Ganner, Die Kompetenzlage in der Alten- und Pflegebetreuung, SozSi 1997, 938.


� Zur KSchG-Dimension s Pkt � REF _Ref459796394 \r \h � \* FORMATVERBINDEN �4�.


� Vgl Barta/Ganner, Brauchen wir einen Katalog von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen?, JAP 1998/99, 197.


� Ganner in: Barta/Ganner, Alter, Recht und Gesellschaft 14.


� Vgl Barta/Ganner, Überlegungen zum Heimvertrag, JRP 1998, 28 und dieselben, Zur Auflösung des Altenheimvertrags durch den Heimträger, wobl 1998, 93.


� Die folgenden Regelungsvorschläge gehen von eigenen Überlegungen aus, berücksichtigen aber auch insbesondere folgende Vertragsmuster:


– Heimvertrag für Seniorenheime der Stadt Salzburg;


– Heimvertrag gem. § 21 OÖ Alten- und Pflegeheimverordnung;


– Heimvertrag des Kuratoriums Wiener Pensionistenwohnhäuser;


– verschiedene Heimverträge der Stadt Graz;


– Heimvertrag des Innsbrucker Sozialfonds.


� Dazu Barta, Begrüßung und Einführung, in: Barta/Palme/Ingenhaeff (Hg), Naturrecht und Privatrechtskodifikation 82 (1999).


� Der Sinn der folgenden Ausführungen liegt nicht darin, alle erdenklichen inhaltlichen Details von Heimverträgen anzuführen, es sollen vielmehr nur wichtige Beispiele für Regelungsinhalte gegeben werden, wobei die Diskussion im Rahmen einer geplanten gesetzlichen Regelung selbstverständlich berücksichtigt werden soll.


� Die Wäscheversorgung umfaßt das Reinigen der Leibwäsche, aber auch der Bett-, Haushalts-, und Hygienewäsche (Handtücher, Waschlappen etc). Die Reinigung erfolgt wöchentlich/14tägig.


� Für die Zeit der Heimbetreuung ist eine Pflege(leistungs)dokumentation zu führen, die den tatsächlichen Leistungs- und Pflegeaufwand genau anzuführen hat. Diese Pflegedokumentation ist wenigstens monatlich zu erstellen und Bewohnern auf Wunsch zugänglich zu machen; Einsichtsrecht, Anfertigung von Kopien etc. Ändert sich der Pflegebedarf, ist dies in einer Ergänzung oder allenfalls einem neuen Pflegeerhebungsbogen zu berücksichtigen und den Betroffenen mitzuteilen und von ihnen zu unterfertigen. Diese Dokumentation der Pflege- und Betreuungsleistungen sollte die Grundlage für die Leistungsverrechnung darstellen.


� Behr/Brechmann/Voiß/Wallrafen-Dreisow, Vom Pflegeheim zum Altenwohnhaus 35 ff (1995).


Strukturstandards „beziehen sich auf die Bedingungen, unter denen Pflege erbracht wird: Organisationsform, Größe der Wohn-Pflege-Gruppen, Vorhandensein von Materialien und Räumlichkeiten, Zeit, Personalbedarf und Qualifikationsanforderungen an die Mitarbeiter.“


Prozeßstandards „beinhalten Aussagen über Art und Inhalt des pflegerischen Handelns und Verhaltens und beschreiben somit die einzelnen Schritte der Pflegeleistung im Sinne des Pflegeprozesses.“


Ergebnisstandards „benennen, was die Pflegeleistung erbringt. Sie beschreiben die angestrebte Veränderung im Verhalten, Gesundheitszustand, Wohlbefinden und in der Zufriedenheit des pflegebedürftigen Menschen. Es werden generelle Pflegeziele festgelegt, anhand deren das Pflegeergebnis im Ist-Soll-Vergleich bewertet werden kann“.


Diese Einteilung der Pflegestandards trifft auch die Weltgesundheitsorganisation (WHO).


� Manche landesgesetzlichen Regelungen kennen aber bereits gewisse Ansätze in diese Richtung; zB Vorgabe von Personalschlüsseln in der Oberösterreichischen Alten- und Pflegeheimverordnung, der Steirischen Personalschlüssel-Verordnung und der Burgenländischen Altenwohn- und Pflegeheimverordnung. 


� Die Kalkulation des Pflegeaufwandes sollte nach Zeiteinheiten abgerechnet zu werden, wobei relativ kurze Einheiten (zB 15 Minuten) vorzuziehen sind, weil dadurch der Kostenwahrheit am ehesten entsprochen wird.


� Vgl dazu die §§ 4 Abs 3 und 4c dtHeimG. Sie lauten: „Das Entgelt darf nicht in einem Mißverhältnis zu den Leistungen des Trägers stehen“ (Abs 3); „Der Träger hat vor Abschluß des Heimvertrags den Bewerber schriftlich über den Vertragsinhalt, insbesondereondere über die Leistungen und die Ausstattung der Einrichtung sowie die Rechte und Pflichten der Bewohner, zu informieren“ (Abs 4).


� Trotzdem werden immer wieder massive Entgelterhöhungen den HeimbewohnerInnen vorgeschrieben. In der Steiermark haben beispielsweise einige Heime ihre Tarife im Zusammenhang mit der Schaffung der Tagsatzobergrenzenverordnung (LGBl 29/1998) auf die darin angeführten Beträge angehoben. Die Tagsatzobergrenzenverordnung schreibt aber nur Tarifhöchstgrenzen für die Restkostenübernahme durch die Sozialhilfe vor, eine Verpflichtung, die Heimkosten diesen Tarifen anzupassen, besteht nicht. Für eine massive Erhöhung der Heimentgelte fehlt somit jede Rechtsgrundlage, zumal weder eine gesetzliche Verpflichtung, noch eine vertragliche Vereinbarung bestehen. An Beispielen wie diesem wird deutlich, was es heißt, mit einer Vertragslösung eine klare Rechtsgrundlage zu schaffen.


� Gschnitzer, Schuldrecht Allgemeiner Teil2 48.


� Kostenerhöhende Faktoren könnten sein: Ausdehnung des Leistungsangebots, Standardverbesserungen durch Baumaßnahmen etc; vgl auch § 4a Satz 2 dtHeimG.


� Zu achten ist dabei auf Wirtschaftlichkeit, sodaß zB Zusatzleistungen gemeinsam mit dem nächsten Grundentgelt im Folgemonat zu entrichten sind.


� Während in den meisten österreichischen Bundesländern die Heimunterbringung als Sachleistung vorgesehen ist, wird in der Steiermark auf eine reine Restkostendeckung abgestellt. Zum Dreiecksverhältnis zwischen HeimbewohnerInnen, Heimträger und Sozialhilfeträger ausführlich Pfeil, Die Organisation stationärer Betreuung, in: Barta/Ganner (Hg), Rechtliche Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung 30 (1998).


� Derartige Festlegungen könnten leichter getroffen werden, wenn sich österreichweite Standards entwickelt haben. Nachadjustierungen von Gesetz oder Ausführungsverordnung sind also von vorneherein einzukalkulieren.





� Barta, Arbeitsbuch Zivilrecht4 191 (1998).


� Vgl etwa den Heimvertrag für die Seniorenheime der Stadt Salzburg Pkt 10 Abs 2: >Der/die BewohnerIn ist damit einverstanden, daß zur Bedeckung und Berichtigung von Schäden, welche er/sie dem Heimträger oder einem Dritten zufügt und für welche eine gesetzliche Haftpflicht besteht sowie für Sachschäden am Eigentum des/der Bewohners/in eine Haftpflicht- und Haushaltsversicherung (subsidiär zu eventuell bestehenden Verträgen) abgeschlossen wird, für welche ein Entgelt gesondert eingehoben wird.<


� Es grenzt zumindest an Freiheitsentzug, wenn alle Heimbewohner eines Tiroler Heims geschlossen um 17 Uhr zu Bett gehen müssen, weil angeblich beim Personal gespart werden soll.


� Im Rahmen der Persönlichkeitsrechte sollten etwa auch die Fragen der Ruhezeiten, der Nennung einer Vertrauensperson wie des Betretens der Wohneinheit in Abwesenheit von HeimbewohnerInnen geregelt werden. – Wir sind hier in vielen Punkten über archaische Positionen noch nicht hinausgekommen; etwa im für alte Menschen so wichtigen Bereich der „Ruhe“. Muß sich der Zimmernachbar wirklich stundenlang das ihn nicht interessierende Fernseh- oder Rundfunkprogramm in problematischer Lautstärke anhören? Üblicherweise werden solche Fragen bagatellisiert, was aber nicht ihrer Lösung dient und den Respekt vor Alltagsproblemen alter Menschen missen läßt.


� Die EU-Datenschutzrichtlinie 95/46/EG vom 24.10.95 ist mangels Novellierung des DSG seit Oktober 1998 in Österreich unmittelbar anwendbares Recht.


� Pkt 11 des Heimvertrags für die Seniorenheime der Stadt Salzburg. Eine Sensibilisierung in diesem Bereich tut not.


� Österreich ist rechtstatsächlich und rechtsstatistisch noch immer ein unterentwickeltes Land. Die Justizstatistik befindet sich immer noch in einem beklagenswerten Zustand. Für den hier behandelten Bereich täte Abhilfe dringend not.


� Diesbezügliche Forderungen wurden in den Medien in der letzten Zeit vermehrt gestellt; vgl Wiener Zeitung vom 18.5.1999 (4), Kurier vom 18.5.1999 (31), Salzburger Nachrichten vom 18.5.1999 (2), Der Standard vom 18.5.1999 (9); vgl dazu auch Barta/Ganner, Brauchen wir einen Katalog von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen, AP 1998/99, 197 (203).


� Vgl Barta/Ganner, Zur Auflösung des Altenheimvertrags durch den Heimträger, wobl 1998, 93 (97). – Da man auch Problemfälle nicht auf die Straße setzen kann, ist dafür in geeigneter Weise – bspw landesweit – vorzusorgen, zumal mitunter der Verbleib bestimmter Personen im Heim weder den MitbewohnerInnen noch dem Personal zugemutet werden kann. Alkoholismus kann ein Grund dafür sein. Eine gute gesetzliche Regelung hat die Realität nicht zu beschönigen.


� Die Heimpraxis liefert hier immer wieder anschauliche Beispiele, die belegen, wie schwierig es ist, eine befriedigende Lösung zu finden; vgl auch FN � FUSSENDNOTEREF _Ref460122197 \h � \* FORMATVERBINDEN �40�.


� Kommt der Bewohner seiner Pflicht zur Namhaftmachung einer Vertrauensperson nicht nach oder übernimmt diese nicht innerhalb einer angemessenen Frist von 14 Tagen oder einem Monat nach erfolgter Erinnerung die vom Bewohner hinterlassenen Sachen, können diese auf Kosten und Gefahr des Nachlasses eingelagert werden. Für die Einlagerung ist ein Tarif zu erstellen. Vom Berechtigten nicht abgeholte Sachen sind karitativen Zwecken zuzuführen oder falls dies nicht möglich ist, zu entsorgen. – Ein Verfall des gesamten hinterlassenen Vermögens des Heimbewohners zugunsten eines Heimträgers wie er in der Praxis vorkommt, ist sittenwidrig (§ 879 ABGB); vgl Barta, Arbeitsbuch Zivilrecht4 187 (1998).


� Probewohnen oder Kurzzeitpflege begründen demnach keinen Heimvertrag im technischen Sinne. Diese zunehmend von Heimen angebotenen Leistungen könnten aber ebenfalls im B-HeimVG unter der Rubrik Bestimmungen zur Pflegequalität geregelt werden. Da auf das Probewohnen und die Kurzzeitpflege die allgemeinen Grundsätze des Vertragsrechts zur Anwendung kommen, gilt für sie grundsätzlich das allgemeine Zivilrecht. Der Schutzgesetzcharakter des vorgeschlagenen B-HeimVG legt es jedoch nahe, auch die Erbringung dieser Leistungen durch Heimträger schutzgesetzlich zu regeln.


� Diese Vorschrift bedeutet nichts anderes als eine Härteklausel zugunsten der BewohnerInnen.





